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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Teil des Bezirkes des Amts— 
gerichts Gladenbach, S. 245. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 
durch die Regierungs⸗ Amtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc. S. 246. 


(Jr. 10478.) Ausführungsbeſtimmungen zu den Vorſchriften über die Tagegelder und Reiſe— 
koſten der Staatsbeamten. Vom 11. November 1903. 


Gl Artikel IV des Geſetzes vom 21. Juni 1897 (Geſetz-Samml. S. 193) 
beſtimmt das Staatsminiſterium unter Aufhebung der entgegenſtehenden Vor— 
ſchriften folgendes: 


A. Begriff und Ausgangsort einer Dienſtreiſe. 


1. Bei einer vom Wohnort angetretenen Dienſtreiſe gilt als Ausgangsort 
der dienſtliche Wohnort des Beamten. 

Iſt das Dienſtgeſchäft am tatſächlichen, vom dienſtlichen verſchiedenen 
Wohnorte des Beamten oder in einer geringeren Entfernung als 2 Kilometer 
vom tatſächlichen Wohnort auszuführen, ſo bleibt der dienſtliche Wohnort außer 
Betracht. Nötigen dienſtliche Gründe dazu, die Reiſe vom dienſtlichen Wohnort 
aus anzutreten, ſo ſind die wirklich entſtehenden Auslagen zu erſtatten, deren 
Belegung nicht erforderlich iſt. 

2. Die Gänge eines Beamten zwiſchen ſeinem Wohnort und ſeiner regel— 
mäßigen Dienſtſtätte ſind auch dann nicht als Dienſtreiſen anzuſehen, wenn die 
Dienſtſtätte 2 Kilometer oder mehr von der Grenze des Wohnorts entfernt liegt. 

Ordnet die vorgeſetzte Dienſtbehörde an, daß der Beamte zur Beſchleunigung 
die ſich darbietenden regelmäßigen Beförderungsgelegenheiten benutzt, ſo ſind 
die ihm wirklich entſtehenden Auslagen zu erſtatten, deren Belegung nicht er— 
forderlich iſt. 
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3. Bei einer Dienſtreiſe im Zuſammenhange mit einer Urlaubsreife*) wird 
der Berechnung der Reiſekoſten nur die dienſtlich zurückgelegte Entfernung zu⸗ 
grunde gelegt. Als dienſtlich zurückgelegt gilt: 

a) beim Anſchluß einer Urlaubsreiſe an eine Dienſtreiſe die Entfernung 

vom Wohnorte zum Geſchäftsort und zurück; 
beim Anſchluß einer Dienſtreiſe an eine Urlaubsreise die Entfernung 
vom Urlaubsorte nach dem Geſchäftsort und von dieſem nach den 
Wohnort, inſoweit als ſie diejenige Entfernung überſteigt, die der 
Beamte auch ohne das Dienſtgeſchäft zur Rückkehr vom Urlaub hätte 
zurücklegen müffen; 
beim Unterbrechen des Urlaubs durch eine Dienſtreiſe die Entfernung 
vom Urlaubsorte zum Geſchäftsort“) und von dieſem zu dem Orte, 
an welchem der Beamte ſeinen weiteren Urlaub verbringt, die letztere 
Entfernung jedoch nur inſoweit, als fie nicht größer iſt als die erſtere; 
d) in den Fällen b und «, ſofern der Auftrag zu dem Dienſtgeſchäfte 
jean vor Antritt der Urlaubsreiſe erteilt und die Urlaubsreiſe mit 
ſtückſicht hierauf eingerichtet iſt, die Entfernung vom Wohnorte zum 
Geſchäftsort und zurück. 

Erfordert die Erledigung des Dienſtauftrags für den beurlaubten Beamten 
überhaupt keine Reiſe, wie z. B. bei Vornahme des Dienſtgeſchäfts am Urlaubs⸗ 
orte ſelbſt oder in einer geringeren Entfernung als 2 Kilometer von ihm, ſo 
hat der Beamte nur Anſpruch auf Tagegelder für die zur Erledigung des Auf⸗ 
trags erforderliche Zeit. 
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B. Zahl der Reiſetage. 


1. Dienſt⸗ und Verſetzungsreiſen müſſen, ſofern die Zahl der Reiſetage 
dadurch beeinflußt werden ſollte und nicht beſondere dienſtliche — bei ſpäterem 
Antritte der Reiſe in dem Forderungsnachweiſe kurz zu erläuternde — Umſtände 
ein anderes bedingen, in den Monaten April bis September von 6 Uhr und in 
den Monaten Oktober bis März von 7 Uhr morgens ab angetreten werden. 

2. Bei Reifen, welche mit der Eiſenbahn, der Poſt oder dem Schiffe be 
gonnen oder beendigt werden, iſt, vorbehaltlich der Beſtimmung unter Ziffer 3 
Abſ. 2, für die Berechnung der Zahl der Reiſetage die fahrplanmäßige Abgangs⸗ 
und Ankunftszeit an den Eiſenbahn⸗ und Poſtſtationen oder Anlegeplätzen maß⸗ 
gebend. Verſpätungen kommen nur inſoweit in Betracht, als fie beſonders nach⸗ 
gewieſen werden. 

3. Bei Reiſen, welche nicht mit der Eiſenbahn, der Poſt oder dem Schiff 
ausgeführt werden, gilt als Zeitpunkt für den Beginn oder die Beendigung die 
Stunde des Verlaſſens oder des Wiederbetretens der Wohnung. 


) Die Verbindung einer Dienſtreiſe mit einer Urlaubsreiſe iſt wie bisher nur mit 
Genehmigung der zuſtändigen Dienſtbehörde zuläſſig. 
) Auch wenn dies der dienſtliche Wohnort ift. — Tagegelder find über die Reiſctage 
hinaus am Wohnorte nicht zu gewähren. 
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Das gleiche gilt, wenn die Entfernung zwifchen der Ortsgrenze des Wohn⸗ 
orts und der zugehörigen Eiſenbahnſtation oder dem Anlegeplatze 2 Kilometer 
oder mehr beträgt. 

4. Soweit die vorhandenen Verkehrsmittel es ermöglichen, ſind Dienſtreiſen 
ohne andere als die zur Erledigung der Dienſtgeſchäfte erforderlichen Unter⸗ 
brechungen zurückzulegen. 

Wird eine Unterbrechung durch Krankheit oder andere beſondere Umſtände 
notwendig, ſo werden für die dadurch bedingten Liegetage Tagegelder gezahlt. 
Eine derartige Unterbrechung iſt dem nächſten Dienſtvorgeſetzten ungeſäumt zu 
melden ſowie in dem Forderungsnachweis erſichtlich zu machen und zu begründen. 

Zum Zwecke des Ubernachtens find Unterbrechungen nur bei Reiſen, deren 
Zweck eine außergewöhnliche Beſchleunigung nicht bedingt, geſtattet, und zwar: 

a) bei Benutzung von Eiſenhahnen oder Schiffen, wenn trotz vor⸗ 

ſchriftsmäßigen Antritts der Reiſe (Ziffer 1) nach Lage der beſtehenden 
Verbindungen das Reiſeziel erſt nach einer zwölfſtündigen Reiſezeit er⸗ 
reicht werden kann, bei Benutzung von Schiffen außerdem nur unter 
der ferneren Vorausſetzung, daß an Bord keine Schlafeinrichtungen für 
Reiſende vorhanden ſind und durch eine Ausſchiffung die Reiſedauer 
infolge ungünſtiger weiterer Beförderungsgelegenheit nicht weſentlich 
vergrößert wird 

b) bei Benutzung des Landwegs nach Zurücklegung einer Strecke 

von 75 Kilometern. 

Notwendig gewordene Abweichungen von den zu a und b gegebenen Regeln 
ſind in dem Forderungsnachweiſe zu erläutern. 

Durch Unterbrechungen der Dienſtreiſen aus privaten Rückſichten dürfen 
der Staatskaſſe keinerlei Mehrkoſten erwachſen. 

5. Zur Reiſe ſind, wenn dadurch Mehrkoſten vermieden werden können, 
auch Sonn- und Feiertage zu benutzen. 

Wird die dienſtliche Tätigkeit während einer Dienſtreiſe durch Sonn- und 
Feiertage oder durch beſondere dienſtliche Umſtände unterbrochen, fo hat der Be— 
amte auf die Tagegelder für die Aufenthaltstage oder auf die Reiſekoſten für die 
Rückkehr zum Wohnort und die nochmalige Reiſe zum Beſtimmungsort Anſpruch, 
je nachdem die Berechnung ſich für die Staatskaſſe vorteilhafter geſtaltet. 

Das gleiche gilt, wenn bei einer mehrere Tage erfordernden dienſtlichen 
Verrichtung die tägliche Rückkehr an den Wohnort durch dienſtliche Gründe oder 
nach Lage der beſtehenden Verbindungen nicht ausgeſchloſſen iſt. 

6. Ein Beamter, welcher für die auf der Eiſenbahn zurückzulegende Dienft- 
reife an Reiſekoſten im Inlande 7 Pfennig oder mehr für das Kilometer zu be 
anſpruchen hat, iſt zur Benutzung von Schnell- und Durchgangs- (D-) Zügen 
verpflichtet, wenn dadurch eine im dienſtlichen Intereſſe liegende Abkürzung der 
geſamten Dauer der Dienſtreiſe ermöglicht oder eine Unterbrechung der Reiſe ver⸗ 
mieden wird. i 
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Die gleiche Verpflichtung haben auch die übrigen Beamten, ſofern jene 
Züge die dritte Wagenklaſſe führen. 

7. Die Weiter- oder Rückreiſe, namentlich bei kürzeren Reiſewegen, ift 
nach beendetem Dienſtgeſchäfte möglichſt noch an demſelben Tage anzutreten, und 
zwar von den Beamten, welche für Reiſen auf Landwegen 60 Pfennig für das 
Kilometer an Reiſekoſten erhalten, erforderlichenfalls unter Benutzung von Extrapoſt 
oder Lohnfuhrwerk. 

Hat das Dienſtgeſchäft oder die Hinreiſe nebſt dem Dienſtgeſchäfte 7 Stunden 
und darüber in Anſpruch genommen, ſo werden unter kürzeren Reiſewegen ſolche 
verſtanden, welche in höchſtens 2 Stunden zurückgelegt werden können. 

Abweichungen von der Regel ſind in dem Forderungsnachweiſe zu begründen. 


C. Benutzung von Kleinbahnen. 


1. Als Kleinbahnen gelten die im Reichskursbuch als ſolche bezeichneten 
Verkehrsmittel. Sie werden in nebenbahnähnliche Kleinbahnen und in Straßen— 
bahnen unterſchieden. Ob eine Kleinbahn im Sinne der nachſtehenden Be— 
ſtimmungen als nebenbahnähnliche oder als Straßenbahn anzuſehen iſt, entſcheidet 
im Zweifelsfalle die Angabe im Kursbuche, nötigenfalls der Reſſortchef in Ge— 
meinſchaft mit dem Finanzminiſter. N 

2. Die Beamten ſind verpflichtet, bei ihren Dienſtreiſen Kleinbahnen zu 
benutzen. 

3. Sie erhalten bei Benutzung von nebenbahnähnlichen Kleinbahnen die- 
ſelben Reiſekoſten einſchließlich Zu- und Abgangsgebühr, wie bei Benutzung der 
Eiſenbahn.“) Bei Benutzung von Straßenbahnen werden ihnen dagegen nur die 
wirklich verauslagten Beträge für die Fahrt ſowie bis zur Höhe der geſetzmäßigen 
Gebühr auch für Zu- und Abgang erſtattet. Eine Belegung iſt nicht erforderlich. 

4. Iſt für eine Reiſe, die mit einer Kleinbahn hätte zurückgelegt werden 
können, ein Fuhrwerk, eine Eiſenbahn oder ein Schiff benutzt, ſo iſt die etwa 
höhere Entſchädigung hierfür dann zu gewähren, wenn die Benutzung der Klein— 
bahn im Intereſſe einer angemeſſenen Erledigung der Reiſe ungeeignet geweſen iſt. 

Als Fälle dieſer Art gelten: 

a) wenn durch die Benutzung eines anderen Beförderungsmittels als der 
Kleinbahn eine erhebliche, im dienſtlichen Intereſſe liegende Zeiterſparnis 
erzielt wird; 

b) wenn dadurch eine zweckmäßigere Zeiteinteilung hinſichtlich der zu er— 
ledigenden auswärtigen Dienſtgeſchäfte ermöglicht wird; 

e) wenn die Kleinbahn ſich zur Beförderung notwendig mitzuführenden 
Gepäcks nicht eignet; 


) Wo dieſe Ausführungsbeſtimmungen von Eiſenbahnen oder Eiſenbahnſtationen 
ſprechen, ſind die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen oder deren Anhalteſtellen mit inbegriffen, 
ſoweit ſich nicht etwa ein anderes aus der betreffenden Vorſchrift ergibt. 
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ch wenn die Kleinbahn mit Rückſicht auf die dienſtliche Stellung des 
Beamten als ein angemeſſenes Beförderungsmittel nicht zu erachten iſt. 
Kleinbahnen, die mehrere Wagenklaſſen führen, ſind in keinem Falle 
aus Gründen, welche die dienſtliche Stellung des Reiſenden betreffen, 
als ungeeignet zur Benutzung anzuſehen. 

5. Seitens des Beamten ſind in dem Forderungsnachweiſe die Gründe 
der Nichtbenutzung der Kleinbahn anzugeben. Die Entſcheidung darüber, ob dieſe 
Gründe gerechtfertigt ſind, ſteht vorbehaltlich einer abweichenden Anordnung dem 
Reſſortchef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter zu. 

6. In den Forderungsnachweiſen ſind benutzte Straßenbahnen als ſolche 
erſichtlich zu machen. 


D. Dorausſetzung für die Gewährung von Reiſekoſten. 


1. Der Wohnort des Beamten und der Beſtimmungsort feiner Dienſt— 
reiſe gelten nur dann als mindeſtens 2 Kilometer von einander entfernt, wenn 
ſowohl die Entfernung von der Grenze des Wohnorts bis zur Mitte des Be— 
ſtimmungsorts als auch die Entfernung von der Ortsgrenze des letzteren bis zur 
Mitte des erſteren mindeſtens 2 Kilometer beträgt. 

Beträgt nur eine dieſer Entfernungen 2 Kilometer oder mehr, ſo kann 
allein die Erſtattung der wirklich verauslagten Reiſe- und ſonſtigen Unkoſten 
(Brücken-, Fährgeld) in Frage kommen, und zwar auf Grund beſonderer An— 
gaben, deren Belegung jedoch nicht erforderlich iſt. 

Der Anſpruch auf Tagegelder und Reiſekoſten wird im Falle des erſten 
Satzes nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die auf Eiſenbahn, Kleinbahn oder 
Schiff zurückzulegende Reiſeſtrecke weniger als 2 Kilometer beträgt. 

2. a) Als Ort (Ziffer 1) gilt der hauptſächlich von Gebäuden oder ein— 
gefriedigten Grundſtücken eingenommene Teil eines Gemeinde-(Guts—) 
bezirks, ſodaß die Ortsgrenze ohne Rückſicht auf vereinzelte Ausbauten 
oder Anlagen durch die Außenlinie jenes Bezirksteils gebildet wird. 
Derartig räumlich zuſammenhängende, demſelben Gemeinde-(Guts—) 
bezirkes angehörende, von Gebäuden oder eingefriedigten Grundſtücken 
eingenommene Flächen gelten auch dann als ein einziger Ort, wenn 
etwa für einzelne Teile beſondere Ortsbezeichnungen üblich ſind. 

b) Sind in einem Gemeinde⸗(Guts⸗) bezirke mehrere getrennt von einander 
liegende geſchloſſene Ortſchaften vorhanden, ſo iſt jede Ortſchaft für ſich 
als ein Ort anzuſehen. Die durch öffentliche Anlagen, Gewäſſer, 
Feſtungswerke und Rapyonbeſchränkungen bedingten Unterbrechungen 
des baulichen Zuſammenhanges mehrerer Ortsteile bewirken für ſich 
allein keine Trennung des Ortes in mehrere Ortſchaften im Sinne 
dieſer Vorſchrift. 

e) Hat der Beamte ſeinen dienſtlichen Wohnſitz außerhalb eines Ortes 
(a und b), ſei es daß in dem Gemeinde-(Guts-) bezirk, in welchem 


a 


der Wohnſitz ſich befindet, ein durch die geſchloſſene Lage der Wohn⸗ 
ſtätten kenntlicher Ortsbering überhaupt nicht vorhanden iſt, ſei es daß 
die dem Beamten angewieſene Wohnſtätte außerhalb der Grenze des 
geſchloſſenen Ortsberinges liegt, ſo gilt das Wohnhaus des Beamten 
als Anfangspunkt der Dienſtreiſe. 

d) Handelt es fi) um die Erledigung eines Dienſtgeſchäfts an einer be⸗ 
ſtimmiten Stelle außerhalb eines Ortes (a und b), ſo gilt dieſer Punkt 
als Endpunkt der Dienſtreiſe. 

e) In den Fällen zu e und d, findet die Beſtimmung unter 1 ſinngemäße 
Anwendung. 

3. Zur Feſtſtellung der hiernach maßgebenden Entfernungen ſind, falls 
dieſe Feſtſtellung nicht unter Benutzung der zu F 5 angegebenen Hilfsmittel 
erfolgen kann, die Beſcheinigungen ſachkundiger Behörden und hinſichtlich der im 
Auslande gemachten Dienſtreiſen Beſcheinigungen der Kaiſerlichen Geſandtſchaften 
oder Konſulate beizubringen. Soweit für einen Bezirk durch die zuſtändigen Re⸗ 
gierungen amtliche Entfernungskarten aufgeſtellt ſind, treten dieſe hinſichtlich der 
aus ihnen hervorgehenden Entfernungen an die Stelle vorſtehender Beſcheinigungen. 


E. Berechnung der Tagegelder. 


1. Der Tag der Abreiſe ſowie der Tag der Ankunft werden als Reiſe⸗ 
tage gerechnet, unbeſchadet der Verpflichtung des Beamten, die Reiſetage tunlichſt 
auch zur Erledigung der Dienſtgeſchäfte zu benutzen. 

2. Tagegelder können für ein und denſelben Tag auch bei mehreren 
Reiſen nur einmal gewährt werden und zwar, wenn mehrere Reiſen an einem 
und demſelben Tage oder an zwei Tagen innerhalb 24 Stunden angetreten und 
beendet ſind, nach den etwa dafür vorgeſehenen ermäßigten Sätzen. 

3. Ein Beamter, der bei einer vorübergehenden Beſchäftigung außerhalb 
ſeines Wohnorts die vollen Tagegelder bezieht, erhält daneben bei weiteren Dienſt⸗ 
reiſen keine Tagegelder. 

Bezieht er für eine derartige Beſchäftigung hinter den geſetz- oder ver⸗ 
ordnungsmäßigen zurückbleibende Tagegelder oder eine Bauſchvergütung, ſo erhält 
er bei weiteren Dienftreifen daneben die gefeß- oder verordnungsmäßigen Tage⸗ 
gelder unverkürzt. 

4. Bewegt die Dienſtreiſe eines Beamten, welchem für die Zeit ſeines 
Aufenthalts im Auslande höhere Tagegelder als für das Inland bewilligt ſind, 
ſich an einem Tage innerhalb und außerhalb des Reichsgebiets, ſo wird für den 
Tag des Überganges in das Ausland der höhere, für den Tag der Rückkehr 
in das Inland der niedrigere Tagegelderſatz gewährt. Erfolgt der Übergang in 
das Ausland und die Rückkehr in das Inland an demſelben Tage, ſo iſt der 
höhere Tagegelderſatz zu zahlen. 
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F. Berechnung der Reiſekoſten. 


1. Sind nach D Reiſekoſten zu gewähren, ſo iſt für ihre Berechnung 
bei Eiſenbahn⸗ oder Schiffswegen die Entfernung von Eiſenbahnſtation oder 
Anlegeplatz zu Eiſenbahnſtation oder Anlegeplatz, bei Landwegen die Entfernung 
von Ortsmitte zu Ortsmitte maßgebend. 5 

Beſtehen in einem Orte mehrere Eiſenbahnſtationen oder Anlegeplätze, ſo 
iſt der letzte dieſer Punkte des Ausgangsorts und der erſte des Endorts der 
Berechnung zugrunde zu legen. Nähere Beſtimmungen für einzelne Orte bleiben 
vorbehalten. 

Für die Berechnung der Entfernung auf dem Landwege tritt in den 
Fällen zu D 2 und d an die Stelle der Ortsmitte das Wohnhaus des Beamten 
oder der Endpunkt der Dienſtreiſe. 

2. Die Berechnung der Reiſekoſten erfolgt ohne Rückſicht darauf, welchen 
Weg der Beamte tatſächlich eingeſchlagen und welches Beförderungsmittel er 
benutzt hat, nach demjenigen Wege, welcher ſich für die Staatskaſſe unter Mit⸗ 
berückſichtigung des Tagegelderbezugs als der mindeſt koſtſpielige darſtellt und 
nach dem Zwecke der Reiſe und den Umſtänden des beſonderen Falles auch von 
den Beamten wirklich hat benutzt werden können. f 

Hat der Beamte auf Grund der Beſtimmung zu B6 einen Schnell» oder 
Durchgangszug benutzen müſſen, ſo wird der infolgedeſſen etwa zurückgelegte 
weitere Weg der Entfernungsberechnung zugrunde gelegt. 

3. Iſt nach dem Grundſatze zu 2 im Falle D 1 Abſ. 3 dem Forderungs⸗ 
nachweiſe der Eiſenbahn- oder Schiffsweg zugrunde zu legen, ſo iſt die Ent⸗ 
fernung auf 2 Kilometer anzunehmen und nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
abzurunden. 

4. Bei Reiſen, die teils auf der Eiſenbahn oder zu Schiff, teils auf dem 
Landwege zurückzulegen ſind, werden die Entfernungen für die auf Eiſenbahn 
oder Schiff zurückzulegenden Strecken einerſeits und die Landwegſtrecken anderer: 
ſeits beſonders berechnet und für ſich abgerundet, ſoweit nicht die Vorſchriften 
zu H 1 und 2 entgegenſtehen. Beträgt eine der nach vorſtehendem geſondert zu 
berechnenden Strecken im ganzen weniger als 2 Kilometer, ſo bleibt ſie außer 
Anſatz. Dabei gelten Hin⸗ und Rückreiſen als verſchiedene Reifen; eine ſogenannte 
Rundreiſe (§ 5 des Geſetzes vom 24. März 1873) als eine Reiſe. f 

5. Für die Feſtſtellung der Entfernungen find bei Reiſen auf Eiſenbahnen 
die Angaben des Reichskursbuchs maßgebend. Bei Kleinbahnſtrecken, für welche 
die Entfernungen aus dem Reichskursbuche nicht erſichtlich find, entſcheiden die 
von den Kleinbahnunternehmungen bekannt gemachten Fahrpläne oder Entfernungs⸗ 
tafeln, in deren Ermangelung die amtlichen Entfernungskarten (D 3) oder die 
Auskunft der Genehmigungs- und Aufſichtsbehörde G9 3, 22 des Geſetzes vom 
28. Juli 1892). . 

Bei Reiſen auf Schiffen werden der Entfernungsberechnung die Angaben 
der Poſt⸗ und Eiſenbahnkarte des Deutſchen Reichs, und wenn die Entfernungen 
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darauf nicht verzeichnet find, diejenigen des Reichskursbuchs, bei Reiſen auf Land⸗ 
wegen die Angaben der Poſt- und Eiſenbahnkarte zu Grunde gelegt. 

Fehlen ſolche Angaben, fo findet die Vorſchrift zu D 3 Anwendung. 

6. Soweit Dienſtreiſen mit unentgeltlich geſtellten Verkehrsmitteln aus⸗ 
geführt werden, ſind an Reiſekoſten vorbehaltlich der Vorſchriften zu G8 nur 
die beſtimmungsmäßigen Entſchädigungen für Zu- und Abgang zu gewähren. 

Unter unentgeltlich geſtellten Verkehrsmitteln ſind ſolche zu verſtehen, deren 
Koſten aus öffentlichen Kaſſen beſtritten werden, bei Reiſen auf der Eiſenbahn, 
Kleinbahn oder zu Schiff auch ſolche, welche dem Beamten mit Rückſicht auf 
den Zweck der Dienſtreiſe von dritter Seite zur unentgeltlichen Benutzung geſtellt 
worden ſind. Freie Beförderung auf Grund beſonderer perſönlicher Beziehungen 
zwiſchen dem Beamten und einem Dritten kommen nicht in Betracht. 

Allerhöchſte Anordnungen über die Vergütung für Reiſen mit den aus 
Kronfideikommißfonds bezahlten Verkehrsmitteln werden hierdurch nicht berührt. 


G. Beſondere Beſtimmungen über Zu⸗ und Abgang. 

1. Ein Zu- und Abgang im Sinne des § AI des Geſetzes vom 21. Juni 
1897 kann nur bei Dienſtreiſen entſtehen, welche auf Eiſenbahnen oder Schiffen 
gemacht werden. 

2. Auch für die Zu- und Abgangsgebühr gelten die Hin- und die Rück⸗ 
reiſe als beſondere Reiſen. 

3. Die Gebühr enthält die Vergütung für den Zugang und für den Ab⸗ 
gang; ſie kommt daher, wenn nur ein Zugang oder nur ein Abgang ſtatk⸗ 
findet, nur im halben Betrage zum Anſatze. ö 

4. In der Regel entſteht ein Zu⸗ und Abgang nur bei der Hinreiſe und 
ein zweiter bei der Rückreiſe. 

Ein Zugang entſteht jedoch nicht, wenn die Hin- oder Rückreiſe bei 
Eiſenbahnreiſen vom Bahngebiete, bei Schiffsreiſen vom Anlege- oder Liegeplatze, 
vom Ufer oder von dem Gebiete der Strom- oder Hafenanlagen aus ans 
getreten wird. 

Desgleichen entſteht kein Abgang, wenn am Endpunkte der Hin- oder 
der Rückreiſe die vorbezeichneten Gebiete nicht verlaſſen werden müſſen. 

5. An Zwiſchenorten entſteht nur dann ein Zu- und Abgang, wenn 
daſelbſt übernachtet oder ein Dienſtgeſchäft vorgenommen und zu dieſem Zwecke 
bei Eiſenbahnreiſen das Bahngebiet, bei Schiffsreiſen der Anlege- oder Liegeplatz, 
das Ufer oder das Gebiet der Strom- oder Hafenanlagen verlaſſen werden muß. 

6. Wenn an Zwiſchenorten, an denen nicht übernachtet und kein Dienft- 
geſchäft vorgenommen wird, eine Eiſenbahnſtation, eine Anhalteſtelle, ein Anlege— 
oder Liegeplatz verlaſſen und die Reiſe von einer anderen Eiſenbahnſtation, einer 
anderen Anhalteſtelle, einem anderen Anlege oder Liegeplatz aus fortgeſetzt werden 
muß oder wenn daſelbſt ein Ubergang von Eiſenbahn oder Schiff zur Straßen— 
bahn oder umgekehrt ſtattfindet, ſo werden für den Ubergang, ſofern er nicht 
mittels durchgehender oder unmittelbar anſchließender Züge über eine Verbindungs— 
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bahn erfolgen kann, die baren Auslagen in den Grenzen der geſetzmäßigen 
Gebühr für Zu- und Abgang erſtattet. Einer Belegung der Auslagen bedarf 
es nicht. 

Ob an einem Orte mehrere Eiſenbahnſtationen oder Schiffsanlegeplätze ſich 
befinden ſowie darüber, ob zwiſchen dieſen Punkten für den Perſonenverkehr 
benutzbare Verbindungsbahnen vorhanden find, entſcheidet die Angabe im Reichs— 
kursbuche. 

7. Falls nach den vorſtehenden Beſtimmungen unter 4 und 5 ein Zu: 
oder Abgang ausnahmsweiſe nicht entſteht, fo können demjenigen Beamten, der 
für die Reiſe wegen unentgeltlicher Benutzung des Beförderungsmittels Kilometer— 
vergütung nicht zu beanſpruchen hat, etwa entſtandene bare Nebenkoſten auf 
Grund beſonderer Angaben erſtattet werden, deren Belegung nicht erforderlich ift. 

8. Die Gebühr für Zu- und Abgang kann nur zur Hälfte beanſprucht 
werden, wenn die Beförderung des Beamten nach oder von der Eifenbahn- 
ſtation, dem Anlege- oder Liegeplatze durch unentgeltliche (vgl. F 6) Geſtellung 
eines Beförderungsmittels erfolgt. Sie iſt überhaupt nicht zahlbar, wenn eine 
derartige Beförderung ſowohl nach wie von der Eiſenbahnſtation, dem Anlege— 
oder Liegeplatze ſtattfindet. 


H. Straßenbahn und Landwegſtrecken in Verbindung mit Zu⸗ und Abgang. 

1. Die Gebühr für Zu- und Abgang ſchließt die Entſchädigung für die 
Benutzung der Straßenbahn und die Reiſekoſten für Landweg in ſich, ſofern die 
auf der Straßenbahn oder dem Landwege zurückzulegende Entfernung weniger 
als 2 Kilometer beträgt. 

2. Neben der Gebühr oder der Erſtattung der baren Auslagen (O 3) für 
Zu- und Abgang werden die Reiſekoſten für Landweg nur gewährt, ſofern die 
auf dieſem zurückzulegende Entfernung mindeſtens 2 Kilometer beträgt. 

3. Die Entſcheidung darüber, ob die Vorausſetzung von 1 und 2 vor 
liegt, erfolgt nach den Grundſätzen zu D. Zutreffendenfalls erfolgt die Berechnung 
der für die Höhe der Reiſekoſten maßgebenden Entfernung nach den Vorſchriften 
zu F. Bei dieſen Berechnungen tritt an die Stelle des Anfangs- und End⸗ 
punkts der Dienſtreiſe der Anfangs- und Endpunkt der Landwegſtrecke oder 
(Ziffer 1) der Straßenbahnfahrt. 

4. Wenn nach Verlaſſen der Eiſenbahn oder des Schiffes die Dienſtreiſe 
Dienſtgeſchäfte halber oder zum Zwecke des Ubernachtens unterbrochen und dem: 
nächſt auf dem Landwege fortgeſetzt wird, ſo wird die auf letzterem zurückgelegte 
Entfernung bei Berechnung der Geſamtlandwegſtrecke (FA) ſelbſt dann mit⸗ 
gezählt, wenn ſie weniger als 2 Kilometer beträgt. 


J. Vorſchußzahlung und Forderungsnachweiſe. 

1. Dem Beamten, der eine Dienſt- oder Verſetzungsreiſe auszuführen 
hat, können auf ſeinen Antrag in Grenzen der Gebühren Vorſchüſſe gezahlt 
werden. 8 
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2. Die Zahlung der Reiſegebührniſſe erfolgt auf Grund des Forderungs⸗ 
nachweiſes, durch deſſen Vollziehung der Beamte die Verantwortung für die 
Richtigkeit der gemachten Angaben übernimmt. Notwendige Erläuterungen über 
die Zahlbarkeit der Gebühren ſind in den Nachweis aufzunehmen. Ebenſo ſind 
entſtandene notwendige Auslagen erforderlichenfalls zu begründen und, ſofern 
nach vorſtehenden Beſtimmungen nicht davon abgeſehen werden darf, nachzuweiſen. 
Der Beginn und die Beendigung der Dienſt⸗ oder Verſetzungsreiſe müſſen, ſo⸗ 
fern die Höhe der Vergütung davon abhängt, nach Tag und Stunde genau 
angegeben werden. Bei Erhebung eines Vorſchuſſes iſt eine Angabe über feine 
Höhe und die Kaſſe, aus der er empfangen iſt, erforderlich. 

3. Der Forderungsnachweis iſt von der zuſtändigen Dienſtſtelle mit der 
Beſcheinigung der Richtigkeit zu verſehen, welche das Anerkenntnis der Not⸗ 
wendigkeit der Reiſe, der geſchehenen Ausführung der Dienſtgeſchäfte ſowie der 
Angemeſſenheit der zu den letzteren verwendeten Zeitdauer und der Richtigkeit der 
angegebenen Dauer überhaupt in ſich begreift. 

4. Die Aufſtellung des Forderungsnachweiſes ſoll nach dem als Anlage 
beigegebenen Muſter erfolgen vorbehaltlich der durch beſondere Verhältniſſe ge⸗ 
botenen Anderungen. 


EK. Schlußbeſtimmungen. 


Dieſer Erlaß findet auf die Dienſtreiſen Anwendung, welche nach dem 
31. Dezember 1903 angetreten werden. 

Bei Reiſen im Auslande bleiben ſeine Beſtimmungen inſoweit außer An⸗ 
wendung, als dies durch die beſonderen Verhältniſſe des Auslandes jeweilig ge⸗ 
boten iſt. Inwieweit dies zutrifft, entſcheidet die die Richtigkeit des Forderungs⸗ 
nachweiſes beſcheinigende Dienſtſtelle. 

Auf Dienſtreiſen der geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten finden die 
vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 


Berlin, den 11. November 1903. 


Königliches Staatsminiſterium. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz, Studt. 


Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 
Budde. v. Einem. 
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Muſter. 


Forderungsnachweis 


über Tagegelder und Reiſekoſten für die nachbezeichnete, auf Grund der Verfügung 
vom 


J7277!!ĩ,ꝛʃͤ˙ã5['ö r — ͤ vv ̃ —— c 


Zahl Kilometer 
D 
S der Tage Zahl 5 Fr Zus und 
Zeit Sr se = der Zeit Reiſeweg Eiſen⸗ Abgang, wenn 
a) des Be⸗ abfehnitte bahn, Eiſenbahn, 
der ginns, mit mit er-] bis zu und En Land nebenbahnähn⸗ 
u mäßig 194 Stunden ehe Klein 
Ausführun p) der Be vollen N ähnliche 
Rn Tage⸗ ten mit dem Angabe der dienſtlichen Der- 9 1 5 weg.] bahn oder 
der Reife. | gel Tage, 1½ fachen richtungen. bahn Schiff benutzt 
dern. geb [ Sage) oder iſt. 
REITEN IE dern * Schiff. 


Monat. Tag. 


1) Wenn die Dienſtreiſe an einem und demſelben Tage angetreten und beendet wird (§ 1 Abſ. 3 des Geſetzes vom 
21. Juni 1897). 3 
2) Wenn eine Dienſtreiſe ſich auf 2 Tage erſtreckt und innerhalb 24 Stunden beendet wird (a. a. O. § 1 Abſ. 2). 
45° 


DA 


Berechnung der Tagegelder und Reiſekoſten. 


Geldbetrag 

Mark. Pf. 
A. Tagegelder, volle, für SR ne Marks er 
Mm e % iz ter IR rar NEE en 
fache, times mal 24 Stunden, je... Mark. 
B. Reiſekoſten für Kilometer Eiſenbahn, nebenbahnähnliche Klein- 
bahn oder Schiff, für jedes Kilometer DBB 
m für Kilometer Landweg, für jedes Kilometer n Pf. 
m für Mitnahme eines Dieners!) auf... Kilometer, für 
jedes Kilometer I Pf)... 5 
Zi ünd Abgänge züm Satze vonn kf 

C. Auslagen bei Benutzung der Straßenbahn: 

He 
rr ER En 88 
e hene e n, 

D. Auslagen für Zu⸗ und Abgang beim Bahnhofswechſel ſowie beim Über— 
gange zwiſchen Eiſenbahn und Straßenbahnun nnn. 
Zuſammen ... 

Auf obigen Betrag habe ich einen Vorſchuß von eee Mar aus e? Kaſſe erhalten. 

2 

) 

N. denn 

(Name und Dienſtſtellung des Fordernden.) 
Nach den Entfernungen, den Sätzen und rechneriſch richtig (berichtigt auf n Mans Pf.) 
IN ERDE OR a a nn ans Ease: 
(Name und Dienſtſtellung des Rechnungsbeamten.) 

Die Richtigkeit wird beſcheinigt. 

Diese Kaffe wird angewieſen, den vorſtehenden Betrag mit mee Macs Pf., 
D ee ee an zu zahlen und bei Kap. Dir des 
Etats zu verrechnen. 

Ni nn ae 

(Behörde, Unterſchrift.) 
An 
ee Kaffe 
Quittung. 
Betrag erhalten. 
N N 5 


(Unterſchrift.) 


2) Die im Artikel 1 $ 1 unter I bis IV des Geſetzes vom 21. Juni 1897 bezeichneten Beamten bei Reiſen auf Eiſenbahnen, 
Schiffen oder Kleinbahnen. 


2) Begründung der Nichtbenutzung der Kleinbahn. 
3) Amtliche Verſicherung, daß ein Diener mitgenommen iſt. 
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II. 


A 


a 
Anhang. 


Erläuterungen. 


Zi ; 
| ©) 
A B 
Die Dienftreife wird von dem außerhalb eines Ortes liegenden 
Wohnhaus A des Beamten nach dem Orte B ausgeführt (26); dann 
werden, da nach den Grundſätzen zu D 1, um den Anſpruch auf Tage— 
gelder und Reiſekoſten zu begründen, auch die Entfernung von der 
Grenze des Ortes B nach A 2 Kilometer betragen muß, Tagegelder 
und Reiſekoſten nicht gewährt, wenn dieſe Entfernung geringer iſt als 
2 Kilometer, auch wenn die Mitte von B über 2 Kilometer von A 
entfernt iſt. 
8 
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Das gleiche gilt, wenn von dem Wohnorte B aus ein Dienſt— 
geſchäft an der außerhalb eines Ortes liegenden Stelle A vorzunehmen 
iſt (2 d). 

J. 


B 
Liegen ſowohl das Wohnhaus des Beamten als auch die Stelle 
des Dienſtgeſchäfts außerhalb von Orten, ſo entſcheidet die Entfernung 
zwiſchen dieſen beiden Punkten. 


Zu II 2 und 3. 


Eisenbahn Landwe 
E le ER 


O O 


4 B 0 


Der Anfangspunkt der Landwegſtrecke (Bahnhof 5) und der 
Endpunkt C liegen innerhalb je eines Ortes. 

Reiſekoſten für die Landwegſtrecke werden gewährt, wenn ſowohl 
die Entfernung von der Grenze des Ortes B nach der Mitte des Ortes 
(, als auch diejenige von der Grenze des Ortes C nach der Mitte des 
Ortes B 2 Kilometer betragen (D J). 

Die für die Höhe der Reiſekoſten maßgebende Entfernung wird, 
wenn dieſe Vorausſetzung zutrifft, von Mitte B nach Mitte C be 
rechnet (FI Abſ. 1). 


Eisenbahn Landweg 


888 © 


8 b 0 


Der Anfangspunkt der Landwegſtrecke (Bahnhof B) liegt inner⸗ 
halb, der Endpunkt C außerhalb eines Ortes. 


u 
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Reiſckoſten für die Landwegſtrecke werden gewährt, wenn die 
Entfernung von der Grenze des Ortes B nach dem Punkt C 2 Kilo⸗ 
meter beträgt (D 2 d, e). 

Die für die Höhe der Reiſekoſten maßgebende Entfernung wird 
zutreffendenfalls von Mitte B nach C berechnet (FI Abſ. 1 und 3). 
B 2 


Eisenbahn 
D 


S. © 


O 


4 Bahnhof B Landweg 


Der Anfangspunkt der Landwegſtrecke (Bahnhof B) liegt außerhalb 
eines Ortes, der Endpunkt C innerhalb eines ſolchen. 

Reiſekoſten für die Landwegſtrecke werden gewährt, wenn die Ent⸗ 
fernung von Bahnhof B nach der Grenze von 2 Kilometer beträgt, 
ohne daß es auf die Entfernung zwiſchen Bahnhof und Ort B ankommt 
D 1, 2 e, e). 

Zutreffendenfalls wird die für die Höhe der Reiſekoſten maß⸗ 
gebende Entfernung von Bahnhof B bis zur Ortsmitte C berechnet 
(E 1 Abſ. 1 und 3). 


Eisenbahn Landweg E 
S— — O 8 
8 5 Bahnhof B B 0 


Der Anfangspunkt der Landwegſtrecke Bahnhof B) und die Stelle 
des Dienſtgeſchäfts (C) liegen außerhalb von Orten. 

Reiſekoſten für die Landwegſtrecke werden gewährt, wenn die Ent⸗ 
fernung zwiſchen Bahnhof B und Punkt 0 2 Kilometer beträgt. Dieſe 
Entfernung wird auch der Koſtenberechnung zu Grunde gelegt (D!, 
2% d,, FEI Abf. 3) g 

In gleicher Weiſe geſtaltet ſich die Anwendung der Grundſätze, 
wenn die Landwegſtrecke der Eiſenbahn⸗ uſw. Fahrt vorhergeht, aljo 
zwiſchen dem Abgangs- und demjenigen Punkte liegt, an welchem der 
Übergang auf die Bahn uſw. ſtattfindet. Das gleiche gilt auch, wenn 
die Landwegſtrecke weder am Anfange noch am Ende einer Dienſtreiſe 
liegt, ſondern das Zwiſchenglied zweier Eiſenbahn- uſw. Reiſen bildet. 
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(Nr. 10479.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Gladenbach. Vom 11. November 1903. 


Ai Grund des § 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Gebiete der vormals 
freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Land⸗ 
gräflich Heſſiſchen Gebietsteilen der Provinz Heſſen⸗Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 
(Geſetz-Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, betreffend das 
Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 (Geſetz-Samml. S. 519) beftimmt 
der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung 
in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für den zum Bezirke des Amtsgerichts Gladenbach gehörigen Gemeinde⸗ 

bezirk Crumbach (Krumbach) : 

am 15. Dezember 1903 beginnen ſoll. 

Berlin, den 11. November 1903. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


(Jr. 10480.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Gladenbach. Vom 14. November 1903. 


Aus Grund des § 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Gebiele der vormals 
freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Land⸗ 
gräflich Heſſiſchen Gebietsteilen der Provinz Heſſen⸗Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 
(Geſetz-Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, betreffend das 
Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 (Geſetz-Samml. S. 519) beſtimmt 
der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung 
in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für den zum Bezirke des Amtsgerichts Gladenbach gehörigen Gemeinde⸗ 

bezirk Dernbach i 

am 1. Januar 1904 beginnen ſoll. 

Berlin, den 14. November 1903. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GGeſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 
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der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Januar 1903, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Stickhauſen im Kreiſe Leer zur 
Herſtellung eines Löſch- und Ladeplatzes an der Jümme und zum Bau 
eines Anſchlußgleiſes von dieſem an den Bahnhof Stickhauſen der Olden— 
burgiſchen Staatsbahn, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Aurich Nr. 8 S. 43, ausgegeben am 20. Februar 1903; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 15. April 1903, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Remſcheid zur Erwerbung 
oder zur dauernden Beſchränkung des zur Ausführung der geplanten 
Kanaliſation der Stadt erforderlichen Grundeigentums, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 23 S. 225, ausgegeben 
am 6. Juni 1903; 


das am 15. Auguſt 1903 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Suder 


Deichband im Kreiſe Steinburg, durch das Amtsblatt der Königl. Ne 
gierung zu Schleswig Nr. 47 S. 455, ausgegeben am 17. Oktober 1903; 


das am 6. September 1903 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 


wäſſerungsgenoſſenſchaft II zu Merlſcheid im Kreiſe Prüm durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 41 S. 297, ausgegeben 
am 9. Oktober 1903; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 9. September 1903, betreffend die Verleihung 


des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Landkreis Schweidnitz 
für die Chauſſee von Saarau nach Conradswaldau, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 45 S. 403, ausgegeben am 
7. November 1903, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 30. September 1903, durch welchen der 


Stadtgemeinde Ziegenhals das Recht verliehen worden iſt, das zur Aus- 
führung der von ihr geplanten, aus der Rehbachquelle in der Gemarkung 
Dürr⸗Kunzendorf zu ſpeiſenden Waſſerleitung noch erforderliche Grund— 
eigentum im Wege der Enteignung zu erwerben oder, ſoweit dies aus— 
reicht, mit einer dauernden Beſchränkung zu belaſten, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 44 S. 351, ausgegeben am 
30. Oktober 1903. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


